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zum Beispiel
Begriffsbestimmungen
	Menschenrechte:

	sind subjektive Rechte, die jedem Menschen gleichermaßen zustehen. Sie werden heute gewöhnlich als Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat zum Schutz seiner Freiheitssphäre verstanden.



	Naturschutz:

	ist die im Interesse der Allgemeinheit wirkende Obsorge zur dauernden Erhaltung der Natur als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und Pflanzen, zum Schutze besonderer Teile der Natur vor nachteiliger Veränderung, Zerstörung oder Ausrottung sowie zur Anpassung der lebensnotwendigen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung an die vorhandenen, unvermehrbaren, natürlichen Hilfsquellen.



	Öffentliche Sicherheit:
	umfasst nach einer allgemein anerkannten Definition die Unversehrtheit der objektiven Rechtsordnung, der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen und von Einrichtungen des Staates.



	Projekt/Plan:
	umfasst einerseits die Errichtung von baulichen oder sonstigen Anlagen und andererseits sonstige Eingriffe in Natur und Landschaft einschließlich derjenigen zum Abbau von Bodenschätzen. Der Begriff findet sich in der Richtlinie 85/337 EWG vom 27.6.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestehenden privaten und öffentlichen Projekten. 



	Ethik:
	Lehre von begründeten Aussagen über das richtige Handeln



	Frieden:
	ist zumindest die Abwesenheit vom Krieg. Die Verhinderung und Überwindung des Krieges ist nur in einer umfassenden Strategie möglich.



	Strategie:
	leitet sich von den griechischen Worten stratos (Heer) und agein (führen) ab und bedeutet zumindest die „Kunst der Heerführung, Feldherrenkunst, [geschickte] Kampfhandlung“.



	Güter und Werte:
	sind nach Böckle ein Sammelbegriff. Er schreibt: „... als Güter verstehen wir reale Gegebenheiten, die unabhängig vom persönlichen Denken und Wollen existieren, die aber unserem Handeln vorgegeben sind ...“ Dazu zählen zB das Leben, die leibliche Integrität, das geistige wie das materielle Eigentum, aber auch die Freiheiten des Gewissens, der Meinungsäußerung oder institutionelle Größen, wie Ehe, Familie und Staat.

Die Begriffe vom Leben und von der Welt, die wir „philosophisch“ nennen, sind das Ergebnis zweier Faktoren: Überkommener religiöser und ethischer Vorstellungen und einer Forschungsweise, die man als „wissenschaftliche“ im weitesten Sinne dieses Wortes bezeichnen kann.




Prolog
Die Gesellschaft ist einem ständigen Wandel unterworfen. Nichts ist beständiger als die Veränderung. Das Heute ist die Zukunft von Gestern, das Morgen die Vergangenheit von Heute.
So gilt es zunächst die Werte von Gestern zu erkennen, um das Heute zu verstehen. War der Beginn bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts nach der Zerstörung geprägt vom Wiederaufbau im materialistischen Sinne, so ersehnlicher war der Wunsch nach Frieden und Wohlstand auf der Basis demokratischer Werte. International verstärkt sich der Wunsch nach „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“. Grundrechte(-freiheiten) rücken ins Zentrum neuer Betrachtungsweisen wie sie sich beispielsweise in der Verankerung der Menschenrechte erkennen lassen.

Österreich wird am 1.1.1995 Teil der EG und übernimmt europäische Rechtsnormen. Es besteht die Verpflichtung das eigene System entsprechend zu überarbeiten und anzupassen. Bisherige Vorhaben, Projekte, dürfen zur „Überraschung“ von Betroffenen entweder überhaupt nicht mehr oder nur mehr unter (schwierigsten) Bedingungen unter einschränkenden Auflagen in Angriff genommen werden. Als Beispiele können Eisenbahn-, Straßenbauten, also Infrastrukturprojekte, sowie Maßnahmen im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft genannt werden. 
Mit der vorliegenden Arbeit möchte ich die im Juli 2011 durchgeführte „Airpower“ mit dem Problemfeld „Die Störche von Zeltweg“ einer genaueren Betrachtung unterziehen. Es geht mir um folgende Kernfragen: 

· ist der Vogelschutz höher als das Menschenrecht, wie von manchen behauptet wird, angesiedelt?

· darf oder will man heute nicht „eine die Sache klärende Entscheidung“ treffen?

· gibt es einen Ausweg aus dem Dilemma oder

· wer übernimmt die Verantwortung für eventuelle Schäden?

Durch diese Fragen soll der/die Leser/in in der Lage sein, sich selbst vom Sachverhalt ein Bild zu machen, denn als Menschen können wir nie die Realität an sich, sondern nur unsere subjektive Wahrnehmung der Realität kennen, denn jeder Mensch konstruiert seine eigene Wirklichkeit. Und so bringt es auch Picasso auf den Punkt: „Wenn es nur eine einzige Wahrheit gebe, könnte man nicht hundert Bilder über das selbe Thema malen“.  

Der Fliegerhorst Zeltweg
Der Fliegerhorst Hinterstoisser ist der größte Militärflugplatz des Österreichischen Bundesheeres in der Steiermark. Der Fliegerhorst wurde 1937 in der Ersten Republik nach Aufstellung der Luftstreitkräfte errichtet. Er wurde neben Aigen im Ennstal ausgewählt, weil er sich im Schutz der Alpen befindet. 1967 erhielt der den Namen „Fliegerhorst Hinterstoisser-Zeltweg“. 2007 landete der erste Eurofighter für das Österreichische Bundesheer am Fliegerhorst. Der Fliegerhorst soll weiterhin der einzige Stützpunkt der Eurofighter des ÖBH bleiben. Zu diesem Zwecke wurde das gesamte Gelände seit dem Jahr 2002 umgebaut.
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Die Airpower

Airpower ist der Name einer Flugschau des Österreichischen Bundesheeres, Red Bull und des Landes Steiermark, die alle 2 Jahre am Fliegerhorst Hinterstoisser in Zeltweg stattfindet. Die erste Veranstaltung fand am 20. und 21. Juni 1997, damals noch unter dem Namen „Internationaler Flugtag am Zeltweger Militärflugplatz“ statt. Die Airpower ist die größte Flug-Show in Europa.

Von Kritikern werden die Gefahr von Unfällen durch Flugzeugabstürze, die hohen Kosten, die Umweltbelastung sowie die Werbung für das Militär vorgebracht. Die Befürworter der Flugschau verteidigen die wirtschaftliche Bedeutung der Airpower für die Region und betonen, dass es während der Airpower zu einem rapid ansteigenden Zuwachs von Nächtigungen gekommen ist und zig Millionen Euro in der Region ausgegeben werden.

Wofür die Airpower?
Im § 2 Abs 1 des Wehrgesetzes 2001 sind sämtliche (verfassungsrechtlich taxativ vorgegebenen) Aufgaben des Bundesheeres aus Übersichtsgründen auf einfachgesetzlicher Ebene geschlossen zusammengefasst.

Dem Bundesheer obliegen 

a) die militärische Landesverteidigung, .....

(2) Die militärische Landesverteidigung hat die Erfüllung der Aufgaben der umfassenden Landesverteidigung nach Art 9a Abs 1 B-VG mit mil Mitteln sicherzustellen. Im Rahmen der mil Landesverteidigung sind durchzuführen 

1. die allgemeine Einsatzvorbereitung, 

2. die unmittelbare Vorbereitung eines Einsatzes und 

3. alle militärisch notwendigen Maßnahmen zur Erfüllung des Einsatzzweckes in einem Einsatz nach Abs 1 lit a sowie die Abschlussmaßnahmen nach Beendigung eines solchen Einsatzes. 

(3) Die allgemeine Einsatzvorbereitung dient der Sicherstellung der ständigen Einsatzbereitschaft des Bundesheeres. Sie umfasst die Schaffung aller, insbesondere personellen und materiellen Voraussetzungen, die für eine unverzügliche und wirksame Durchführung eines Einsatzes erforderlich sind. Dazu gehört auch die gesamte militärische Ausbildung. 

In der österreichischen Rechtsordnung ist das Bundesheer somit der einzige Organkomplex der Verwaltung, dessen Aufgabe vollständig und abschließend auf verfassungsgesetzlicher Ebene verankert ist.

Auf Grund der taxativen Gestaltung dieser Auflistung ergibt sich, dass letztendlich jedes militärische Verwaltungshandeln unter einem dieser Teilaspekte verpflichtend zu subsumieren ist.

In der Regierungsvorlage zum WG 2001 wird als Kriterium für die „allgemeine Einsatzvorbereitung“ ua „die Schaffung der erforderlichen ideellen Voraussetzungen im Wege entsprechender wehrpolitischer Maßnahmen“ genannt.

Daher ist die „Öffentlichkeitsarbeit“ des Österreichischen Bundesheeres iS der oa Definition nach dem Wehrgesetz als eine „allgemeine Einsatzvorbereitung“ und verfassungsrechtlich als „militärische Angelegenheit“ anzusehen.
Die Störche
Der Weißstorch war für den Menschen schon immer ein besonderer Vogel. Er ist bekannt und beliebt wie kaum eine andere Vogelart. Dies hängt damit zusammen, dass der Storch sich so eng wie kaum ein anderes Wildtier dem Menschen angeschlossen hat: er brütet hier zu Lande fast ausschließlich in unseren Siedlungen und sucht seine Nahrung auf den bewirtschafteten Wiesen und Feldern. Schließlich bringt uns Adebar auch die Kinder – jedenfalls wurde uns das in unserer Kindheit erzählt.
 

Bestand und Siedlungsdichte
 

Der Brutbestand stieg von 16 bekannten Horsten 1950 auf 103 HPa 1965, womit die Besiedlung des steirischen Raumes im Wesentlichen abgeschlossen war. Zwischen 1964 und 1994 pendelte sich der Bestand auf einen Mittelwert von 90 HPa ein; Bestandsminima und –maxima wurden 1988 mit 70 HPa bzw 1981 mit 113 HPa erreicht (Kepka 1958, Weissert 1972 – 1992, Haar 1995). Zwischen 1985 und 1994 ging der Bestand auf durchschnittlich 81 HPa/Jahr zurück. Die Besiedlungsdichte (nach Politischen Bezirken) schwankt zwischen 0,4 und 5,1 HPa/100 km². 

Laut Herrn Haar halten sich wahrscheinlich durch die Klimaveränderung erstmals 6 Brutpaare in der Mur-Mürz-Furche auf. Ein siebentes Brutpaar befindet sich im Raum Leoben. Diese Population wird durch begleitende, nicht brütende Junggesellentrupps von bis zu 30 Stück verstärkt. 

Herr Haar betreut seit mehreren Jahren das Artenschutzprogramm „Weißstorch-Steiermark“ mit bester fachlicher Kompetenz. Das Projekt basiert auf einem langfristigen Arbeitskonzept und umfasst: Bestandserhebungen des Brutbestandes, Horstbetreuung – Horstsanierung – Horstbauten und Umsiedelung, Populationsforschung durch Beringung und Ringablesung in den Bezirken Hartberg, Fürstenfeld und Weiz, Auswertung der Ringfunde, Infotafeln über beachtenswerte Ringfunde am Horststandort, Storchenpflege (Dauerpfleglinge) in der Station Ilz, Weiterführung der Fotothek aller Storchenhorste und Aktualisierung der Homepage, Biotoppflege, Biotopschutz (Wiesenprogramm). Dieses Artenschutzprogramm deckt sich mit dem Aufgabenbereich des amtlichen Naturschutzes, da es sich beim Weißstroch um eine gefährdete Vogelart des Anhang I der VS-RL handelt und das Artenschutzprogramm einen wichtigen Beitrag zur Verpflichtung Österreichs bzw der Steiermark beiträgt, diese Art in einem günstigen Erhaltungszustand zu bewahren.

Das Nest
In der Brutheimat ist das Nest der Mittelpunkt im Leben des Weißstorchs. Hier treffen sich im Frühjahr die Paar-Partner und hier bilden sich auch neue Paare. Gleich nach der Paarbildung beginnen die Partner gemeinsam mit dem Nestbau. Meist bauen sie auf einer vorhandenen Nestgrundlage mit Reisig weiter, und so entstehen im Laufe der Jahre bis weit meterhohe Horste. Im Gegensatz zu den meisten Vogelarten ist beim Weißstorch der Nestbau nicht abgeschlossen, wenn er mit dem Legen beginnt. Während der gesamten Brutzeit bearbeiten die Störche das Nest und bauen es weiter aus. Selbst wenn sie bei der Jungenaufzucht mit Futter zum Nest kommen, bringen sie gelegentlich Nistmaterial mit. 

Die Entfernung der Nahrungsgebiete vom Horstplatz übersteigt in optimalen Lebensräumen kaum einen Kilometer, sollte aber 3 km nicht überschreiten. In Gebieten mit ungünstiger Ernährungssituation kann sie aber bis zu 10 km betragen, was für die Störche einen wesentlich höheren Energieverbrauch während der Nahrungssuche bedeutet. 

Sowohl auf Wiesen als auch auf Äckern jagen Störche gerne hinter landwirtschaftlichen Maschinen, da die durch die Arbeiten aufgestöberten Kleintiere eine leicht zu fangende Beute darstellen. Unterschiedliche Mähtermine benachbarter Flächen wirken sich daher positiv auf die Nahrungsversorgung aus. 

Das Artenschutzprojekt in der Steiermark weist für das Jahr 2008 einen Bestand von 92 HPa und 202 Jungvögel auf. 

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt

Die Storchenfrage in Zeltweg ist eine mehrfache:

a) Wie ist der Umgang mit Hansi und Lisa zu werten?

Bei diesen Vögeln handelt es sich um ein Storchenpärchen, das vor Ort verbleibt und von einer Privatperson „durchgefüttert“ wird. Hansi hat durch den Verlust der Orientierung nicht die Möglichkeit dem Vogelzug nach Süden zu folgen. Einstens hat Lisa den Rückflug angetreten, ist allerdings aus Treue zu Hansi zurückgekehrt und teilt nunmehr mit ihm als Partner das Schicksal in Zeltweg. 

b) Der Verlust an Nahrungshabitaten im Süden des Landes bedingt das Ausweichen in das Murtal. Im Jahre 2011 konnten an die 30 Störche in der Region beobachtet werden. Diese stellen eine potentielle Gefahr für den Flugbetrieb dar. Es wird davon ausgegangen, dass durch den Bestand an Störchen in Zeltweg und den „Herdentrieb“ der Zuwachs erfolgte. So hat das Mahdverhalten der Bewirtschafter der Grundstücke im Bundesheergelände eine Anziehungskraft auf die frisch gemähten Wiesen verursacht. Das Auftreten der Störche bildet ein Flugrisiko. Es bedingt Störungen im Flugbetrieb. Verstärkt wird der Zuzug durch das Vorhanden sein eines Horstes im Anschluss an die republikseigenen Grundstücke.

Es ist daher zu prüfen, ob und unter welchen Bedingungen ein Zuzug von Störchen verhindert werden kann, ohne dass das letzte Mittel einer letalen Vergrämung eingesetzt werden muss. Welche Maßnahmen sind zu setzen, um das Schicksal von Hansi und Lisa zu bestimmen? Es geht hier also darum im Rahmen der Gesetze Lösungen zu finden, wobei stets die Sicherheit der Personen, also der Schutz des Lebens, ausschlaggebend sind. Diese Prüfung wird im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens von der Naturschutzbehörde vorgenommen werden müssen. Dafür ausschlaggebend ist stets ein entsprechender Antrag des ÖBH.

Die Europäische Menschenrechtskonvention

Das vorliegende Thema „Die Störche von Zeltweg“ ist zu komplex, um es nur aus der Sicht des Natur- oder Artenschutzes heraus zu beleuchten. Es geht hier im weitesten Sinne um das Recht auf Leben. Aus diesem Grund, nämlich in bezug auf die Europäische Menschenrechtskonvention ist das Thema „Die Störche von Zeltweg“ von besonderer Bedeutung. Die EMRK ist neben anderen voneinander verschiedenen Grundrechten die Grundrechtsverfassung. Daraus lassen sich alle vergleichbaren Rechtsakte ableiten. Die EG beruht auf den – allen Mitgliedsstaaten gemeinsamen – Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit. Schon Art 6 Abs 2 EUV enthält die Anordnung, dass die Union die Grundrechte, wie sie in der EMRK gewährleistet  sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedsstaaten als gemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben, achtet. 
 

Das Recht auf Leben ist im Art 2 EMRK verankert. Der Schutz des Lebens bildet eine der fundamentalsten Garantien der Konvention.  

Das heißt, dass das Recht auf Leben die Voraussetzung aller anderen Grundrechte ist.

Nach Art 2 Abs 1 S 1, wird das Recht eines jeden Menschen auf das Leben gesetzlich geschützt. Damit ist eine umfassende Schutzpflicht durch die Staaten normiert.

Nach Art 2 Abs 2 wird die Tötung nicht als Verletzung des Rechts auf Leben betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen Gewaltanwendung ergibt, und zwar

a) um die Vereitelung eines Menschen gegenüber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen,

b) um eine ordnungsgemäße Festnahme durchzuführen oder das Entgegenkommen einer ordnungsgemäß festgehaltenen Person zu verhindern, oder

c) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder Aufstand zu unterdrücken.

Art 2 Abs 2 lit a-c bezieht sich sowohl auf absichtliche wie auch auf unabsichtliche Tötung. Es ist hier davon auszugehen, dass Grabenwarter mit „absichtlich“ und „unabsichtlich“ nicht die Bestimmungen des StGB verwenden will. Vielmehr dürfte es sich hier um eine Gegenüberstellung handeln, die die Bedeutung der Absichtlichkeit (das ist ein allgemein bewusstes zielgerichtetes Handeln) hervorheben soll, sonst würde er nicht den nicht strafrechtlichen Begriff der „Unabsichtlichkeit“ gegenüberstellen. Der Staat hat durch Gesetze das menschliche Leben zu schützen. Österreich ist 1958 der EMRK beigetreten. Seit 1964 hat sie Verfassungsrang. Gerichte und Behörden sind in der Vollziehung der Gesetze an ihre Inhalte gebunden. Dies geschieht in vielfacher Weise durch einfach gesetzliche Regelungen, wie z.B. Strafgesetzbuch, Arbeitnehmerschutzgesetze usw.

§ 5 Abs. 1 StGB bestimmt:

„(1) Vorsätzlich handelt, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht; dazu genügt es, dass der Täter diese Verwirklichung ernstlich für möglich hält und sich mit ihr abfindet.“

Der Eingriff in Art 2 erfolgt beispielsweise durch die Vernichtung des Lebens durch staatliche „Tötungshandlungen“.  Darunter kann man eine Tötung im Rahmen eines Polizeieinsatzes verstehen.  Würde ein Flugbefehl trotz der Vogelgefahr gegeben, so müsste geprüft werden, ob dies mit dolus eventualis (bedingter Vorsatz) erfolgt ist, was man allerdings nicht nachweisen wird können, oder unter bewusster Fahrlässigkeit, wobei bewusste Fahrlässigkeit wie folgt definiert wird: 

„Fahrlässig handelt auch, wer es für möglich hält, dass er einen solchen Sachverhalt verwirkliche, ihn aber nicht herbeiführen will.“ Sieht nun der Kommandant die Gefahr durch vorhandene Flugbewegungen der Störche und erteilt er trotzdem den Flugbefehl, wobei er hoffen wird, dass kein Schaden eintreten werde, und kommt es dennoch zum Absturz, wird er zumindest für die fahrlässige Begehung der Tat und ihre Folgen haften. Dies können der Tod oder die Körperverletzung von Menschen sein.

„Es wird niemals weltweit Frieden geben, solange die Menschen nicht Sicherheit im täglichen Leben haben.“
Davon ausgenommen ist der Einsatz auf Grund einer aggressiven Bedrohung gegen die Republik (Notwehr) oder zur Unterdrückung einer Aufruhr oder eines Aufstandes. Im letzteren Fall muss es zu einem staatsbedrohenden Ausmaß im Sinne des öffentlichen Notstands gekommen sein. Die EMRK hat vor dem Hintergrund anwachsender Unruhen in Nordirland eine Menschenmenge von 150 Personen, aus der Wurfgeschoße auf eine Patrouille geschleudert wurden, angesehen.

Eine Handlungspflicht des Staates (Bund, Länder, Gemeinde) bzw seiner Organe wäre jedenfalls dringend geboten, wenn sich die Gefährdung des Lebens durch „Präzedenzfälle“ (also mehrfach festgestellten Absturz von Flugzeugen verursacht durch Vogelflug) bereits bewahrheitet hat. Es ist die Pflicht des Staates, seine handelnden Organe zu instruieren und auf die Rechtmäßigkeit des Verhaltens (evtl Unterlassen eines Flugbefehls oder verordnen eines Fütterungsverbotes) aufmerksam zu machen.

Das EU–Recht

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union

Wirksam seit 1. Dezember 2009

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union wurde durch den Vertrag von Lissabon rechtsverbindlich. Gemäß Art 6 Abs 1 EUV hat die Charta denselben Rang wie die Gründungsverträge der Union. Dies bedeutet, dass ihre Einhaltung Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der Handlungen der Unionsorgane und der EU-Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Unionsrechts ist. Die so festgeschriebenen Grundrechte können in Verfahren vor dem  EuGH sowie vor nationalen Gerichten und bei der Umsetzung und Anwendung von Unionsrecht geltend gemacht werden. Die Charta der Grundrechte der EU (2010/C 8302) bringt im Artikel 1 zum Ausdruck, dass die Würde des Menschen unantastbar, sie zu achten und zu schützen sei. Artikel 2 Abs 1 garantiert: „Jeder Mensch hat das Recht auf Leben.“

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie
	Rechtsgrundlage:
	Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/105/EG


Im Überblick

Allgemeines
Der Entstehungsgeschichte der FFH-RL gingen mehrere Entwicklungen voraus:

Das Berner Übereinkommen wurde auf der Umweltministerkonferenz in Bern 1979 verabschiedet. Es enthält Vorgaben zum Habitat- und Artenschutz sowie ausführliche AH mit streng geschützten Pflanzen- und Tierarten und verbotene Mittel des Tötens, Fangens und anderer Nutzungsformen. Auf dieser Basis wurde später die FFH-RL aufgebaut, die das rechtliche Instrumentarium des Habitatschutzes erweiterte.

Durch das gestiegene Umweltbewusstsein hatte auch die EG Maßnahmen für den Artenschutz ergriffen, um auch das Washingtoner Artenschutzübereinkommen in sekundäres Gemeinschaftsrecht umzusetzen. So wurden Gemeinschaftsrechtsakte, wie 1979 die VS-RL, aber auch weitere Rechtsakte mit artenschutzrechtlichen Zielen erlassen.

Vorbild für den Aufbau eines kohärenten Netzes von Schutzgebieten, wie dies die FFH-RL vorsieht, war das Bonner Übereinkommen zur Erhaltung der wandernden wild lebenden Tierarten. Dieses bezeichnet Tierarten, die in regelmäßigen wiederholenden Abständen Wanderungen über internationale Grenzen unternehmen, als gemeinsames Naturerbe.

Die FFH-RL ist auch der Ausdruck der Umweltschutzpolitik in der Gemeinschaft in Umwelt​aktionsprogrammen, welche das Konzept der dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung verfolgen.

„Habitat“ einer Art ist ein bestimmter Lebensraum, der durch spezifische abiotische und biotische Faktoren bestimmt ist und in dem die Art in einem der Stadien ihres Lebenskreislaufes vorkommt (Art 1 lit f).

Ziele

Artikel 2 FFH-RL normiert als Ziel der aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen, „einen günstigen Erhaltungszustand der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse zu bewahren oder wiederherzustellen“.

Österreich hat als EU-Mitglied ab dem Zeitpunkt des Beitritts die Verpflichtung

1. eine Rechtsordnung vorzuweisen, welche die FFH-RL korrekt, wenn auch nicht wörtlich aber inhaltlich – widerspiegelt (rechtliche Transformation) sowie

2. die erforderlichen Maßnahmen des Vollzugs dieser Rechtslage inhaltlich und zeitlich ordnungsgemäß durchzuführen.
Artenschutzrechtlich umzusetzen waren daher bereits mit Beitritt Österreichs in das nationale Recht insbesondere

a) die Definitionen des günstigen Erhaltungszustandes eines natürlichen Lebensraumes bzw einer Art gemäß Artikel 1 Buchstabe e) und i) FFH-RL,

b) das System zur Überwachung des unbeabsichtigten Fangs oder Tötens bestimmter Tierarten gemäß Artikel 12 Abs 4 FFH-RL,

c) die Ausnahmebestimmung des Artikels 16 FFH-RL, wonach Ausnahmen (auch vom Schutz des Storches) nur zulässig sind, wenn die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhaltungszustand verweilen.
Während bei den Lebensraumschutzvorgaben (Natura 2000 Gebietsausweisung und Maßnahmendurchführung) eine zeitliche Staffelung vorgesehen ist, sind Artenschutzmaßnahmen auf Basis der vorgenannten rechtlichen Umsetzung unmittelbar ab dem Beitrittsdatum durchzuführen.
Damit gilt die Verpflichtung Österreichs, für den Storch einen günstigen Erhaltungszustand zu bewahren bzw wiederherzustellen, bereits ab dem Betritt-Zeitpunkt Österreichs zur EU.

Zur Qualität der auf Grund der FFH-RL ergreifenden Maßnahmen hat sich der EuGH auch schon mehrfach geäußert.

Zuletzt hielt er gegen Österreich im Zusammenhang mit dem Schutz Besonderer Schutzgebiete (BSG) fest:

„Außerdem darf sich der Schutz der BSG nicht auf die Abwehr externer, vom Menschen verursachter Beeinträchtigungen und Störungen beschränken, sondern muss je nach Sachlage auch positive Maßnahmen zur Erhaltung oder Verbesserung des Gebietszustands einschließen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 13. Dezember 2007, Kommission/Irland, RN 154).“

Dieses Urteil gegen Irland von 2007 in der Rechtsache C-183/05, auf das im Zitat verwiesen wird, befasste sich insbesondere mit dem Artenschutz iS von Art 12 FFH-RL, dem auch der Storch unterliegt.

Darin führt der EuGH auch aus:

„Wie der Generalanwalt in Nr. 24 seiner Schlussanträge ausgeführt hat, erlegt die Umsetzung von Art. 12 Abs. 1 den Mitgliedstaaten nicht nur die Schaffung eines vollständigen gesetzlichen Rahmens auf, sondern auch die Durchführung konkreter besonderer Schutzmaßnahmen“.

Desgleichen setzt das strenge Schutzsystem den Erlass kohärenter und koordinierter vorbeugender Maßnahmen voraus“.

Vertreibungsmaßnahmen können „eine zufriedenstellende Lösung“ iS von Art 16 FFH-RL sein, die anstelle einer Tötung zu ergreifen sind.

Im „finnischen Wolfsfall“ hatte etwa die Kommission vorgeschlagen,

„Nutzvieh nachts in Ställen oder hinter wirksamen Zäunen einzustellen, Geruchsstoffe oder andere Mittel zur Abschreckung von Wölfen sowie die Entschädigung der verursachten Schäden“.

Eine unzureichende Auseinandersetzung mit alternativen Lösungen wurde in dem Fall der Verurteilung Finnlands festgestellt.

Eine alternative Lösung kann auch aus mehreren Maßnahmen bestehen.

Eine Vergrämung könnte eine vorbeugende Maßnahme, die der effektiven Erreichung des Ziels der Erhaltung dient, sein.
Lebensräume der FFH-RL

Die FFH-Gebiete sind jene, in denen natürliche Lebensräume vorkommen, die vom Verschwinden bedroht sind, ein geringes natürliches Verbreitungsgebiet haben oder typische Merkmale alpiner, atlantischer, kontinentaler, makaronesischer oder mediterraner biogeographischer Regionen aufweisen und in AH I aufgeführt sind (Art 1 lit c).

Des Weiteren werden als Gebiete miteinbezogen, die den Lebensraum für die in Anhang II bezeichneten, aktuell oder potenziell bedrohten seltenen Arten bieten (Art 1 lit g).

NATURA 2000 enthält nach der FFH-RL die natürlichen Lebensraumtypen des Anhang I (ca 240 Lebensrumtypen zB Niedermoore) sowie Habitate der Arten des Anhang II, welcher eine Vielzahl von Tier- und Pflanzenarten enthält.

Innerhalb der Anhänge wird nach dem Grad der Gefährdung der Lebensraumtypen bzw Arten unterschieden, und zwar zwischen den „natürlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse“ des Anhang I (Art 1 lit c und den „prioritären natürlichen Lebensraumtypen“ (Art 1 lit d), welche im Anhang durch ein Sternchen(*) gekennzeichnet sind.

Für prioritäre Lebensräume bzw Habitate prioritärer Arten kommt den MS eine besondere Verantwortung zu, es gelten auch Besonderheiten zB betreffend das sog Konzertierungsverfahren nach Art 5, welches nur für prioritäre Gebiete offen steht.

Zur Gewährleistung des günstigen Erhaltungszustandes der Lebensraumtypen der FFH-RL und zur Sicherung des Überlebens der genannten Tier- und Pflanzenarten müssen die MS gem Art 3 Abs 2 durch die Ausweisung besonderer Schutzgebiete zur Errichtung von NATURA 2000 beitragen. Die Gebietsauswahl unterliegt nach Art 4 einem langwierigen Verfahren. Es gibt anders als für die VS-RL einen formalen Anknüpfungspunkt für die Gebietsausweisung. Darauf näher einzugehen würde den Rahmen der Arbeit sprengen.

Die FFH-RL ist an die Mitgliedsstaaten gerichtet, einschließlich der Republik Österreich. Die innerstaatliche Zuständigkeit für die Umsetzung von Gemeinschaftsrecht richtet sich nach dem innerstaatlichen Recht.

Aus der bundestaatlichen Kompetenzverteilung ergeben sich in der Regel getrennte Zuständigkeiten für den Bund und die neun Bundesländer.

Bund und Länder haben innerhalb ihrer jeweiligen Zuständigkeiten das Gemeinschaftsrecht umzusetzen.

Basierend auf Artikel 15 B-VG sind die Länder für Naturschutz und Jagd zuständig. Dies gilt sowohl für die Gesetzgebung als auch für den Vollzug der Gesetze.

Wie die neun Länder dies für ihr jeweiliges Hoheitsgebiet regeln, bleibt ihnen selbst überlassen.

Dasselbe gilt für das Monitoring innerhalb ihres Hoheitsgebiets.
Aus dem österreichischen Recht ergibt sich keine Verpflichtung der Länder, Gesetze mit gleichem Wortlaut zu erlassen. Gleiches gilt für Verordnungen im Rahmen der Vollziehung der Gesetze.

Aus der Judikatur des österreichischen Verfassungsgerichtshof ergibt sich jedoch für jedes Land (wie auch für den Bund) die Verpflichtung, sachlich gerechtfertigte Regeln zu erlassen.

Die Richtlinien der EU (FFH-RL und VS-RL) verpflichten jedoch auch die Länder zu einer Vereinheitlichung der Rechtstexte. Diese Verpflichtung kann bis zu einer wortgleichen Umsetzung führen.

Die Vogelschutzrichtlinie im Überblick

	Rechtsgrundlage:
	Richtlinie 2009/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung von wild lebenden Vogelarten


Allgemeines
Wie in der Präambel der VS-RL aufgezeigt, ist bei vielen wild lebenden Vogelarten im Gebiet der europäischen MS ein Rückgang der Bestände festzustellen. Dieser Rückgang stellt eine ernsthafte Gefahr für die Erhaltung der natürlichen Umwelt dar, weil durch diese Entwicklung das biologische Gleichgewicht bedroht wird. Bei den wild lebenden Vogelarten im Gemeinschaftsgebiet handelt es sich größtenteils um Zugvogelarten, die als gemeinsames Erbe betrachtet werden – ihr Schutz ist ein grenzübergreifendes Umweltanliegen.

Die RL sieht, ausgenommen der ca 80 als jagdbar aufgezählten Vogelarten, den Schutz aller wild lebenden Vogelarten vor. Die MS sind ua verpflichtet Schutzgebietsausweisungen vorzunehmen, Konzepte für den Vogelartenschutz auch außerhalb der Schutzgebiete zu erarbeiten oder gegebenenfalls zerstörte Lebensräume wiederherzustellen. 

Über die getroffenen Maßnahmen haben die Länder ist der Kommission alle 3 Jahre einen Bericht zu übermitteln.

Aufgrund ihrer Artenschutzvorschriften ist die VS-RL von immenser gesellschaftspolitischer Brisanz. Es besteht für alle wild lebenden Vogelarten ein generelles Jagdverbot, von welchem nur die Arten des AH II ausgenommen sind. Nach Teil 1 handelt es sich um jene Vogelarten, die von der EK als jagdbar erklärt wurden. Der Teil 2 beinhaltet Vogelarten, die seitens der Länder für jagdbar der EK gegenüber genannt und von ihr akzeptiert wurden.

Die VS-RL enthält auch ein generelles Vermarktungsverbot mit Ausnahme der in AH III angeführten Arten. Die RL hat und hatte aber mit vielen Umsetzungsschwierigkeiten zu kämpfen, denn sie wurde lange Zeit unzureichend umgesetzt und auch durch großzügige Ausnahmeregelungen unterwandert.

Ziele
Ziel der VS-RL ist der langfristige Schutz und die Erhaltung aller wild lebenden Vögel und ihrer Lebensräume in den Mitgliedstaaten; insbesondere jener der Zugvögel.

Die VS-RL enthält neben der Pflicht Lebensräume und Flächen für Vögel zu schaffen und zu schützen auch besondere artenschutzrechtliche Verbote, die zB das Fangen und Töten von Vögeln oder das Zerstören ihrer Brutstätten betreffen.

Art 1 der VS-RL gibt als Ziel die Erhaltung sämtlicher wild lebender Vogelarten vor, die im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten heimisch sind.

Laut EuGH sind heimische Vogelarten jene, die natürlicherweise oder gewöhnlich im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten leben oder sich auch nur vorübergehend in einem Mitgliedstaat aufhalten.

Zudem sind auch wild lebende Vogelarten, die im Gebiet eines Mitgliedstaates heimisch sind und in einen anderen Mitgliedstaat, in welchem sie gewöhnlich nicht vorkommen aber lebend oder tot verbracht werden, von der Schutzwirkung der VS-RL erfasst.

Die Richtlinie gilt nicht nur für Vögel, sondern auch für deren Eier, Nester und Lebensräume (Art 1 Abs 2).

Maßnahmen

Art 2 verpflichtet die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit sämtliche vom Schutzbereich erfasste Vogelarten auf einem Stand gehalten oder auf einen Stand gebracht werden, der den ökologischen, wissenschaftlichen und kulturellen Erfordernissen entspricht, wobei sie den wirtschaftlichen und freizeitbedingten Interessen Rechnung tragen.

Art 2 stellt keine eigenständige Abweichung von der allgemeinen Schutzregelung der RL dar, doch zeigt sich, dass der Vogelschutz gegen andere, zB wirtschaftliche Erfordernisse abzuwägen ist. Die RL trägt im Art 2 einerseits dem wirksamen Vogelschutz und andererseits den Bedürfnissen der öffentlichen Sicherheit, der Wirtschaft, der Ökologie, der Kultur und der Freizeit Rechnung.

Die wichtigste Maßnahme, die der Erhaltung der Lebensräume der Vögel dient, ist die Einrichtung von Schutzgebieten.

Ziel der Schutzgebietsverordnung ist der besondere Schutz der für das jeweilige Gebiet ausgewiesenen wild lebenden Vogelfauna. Durch sie soll das Überleben und die Vermehrung der in Anhang I der VS-RL aufgeführten, regelmäßig auftretenden Zugvogelarten sowie die Mauser und die Überwinterung der nicht in Anhang I aufgeführten, regelmäßig auftretenden Zugvogelarten sicher gestellt werden. Darüber hinaus soll sie geeignet sein, die Verbreitung der natürlichen Lebensräume und der Habitate der Arten zu gewährleisten, sowie erhebliche Störungen von Arten, für die die Gebiete auszuweisen sind, zu vermeiden.

Dies deshalb, weil nach Art 7 der FFH-RL die Verpflichtungen ua nach Art 6 Abs 2 derselben RL, was die – bereits ausgewiesenen – besonderen Schutzgebiete anlangt, an die Stelle der Pflichten treten, die sich aus Art 4 Abs 4 Satz 1 der VS-RL ergeben (C-415/01, RN 15 bis 17).

Ein derartiges Schutzgebiet wäre die Erklärung der Steiermärkischen Landesregierung vom 23.5.2006 bzw 30.12.2006 mit der Teile der Oberen Mur zum Europaschutzgebiet Nr. 5 erklärt wurden, LGBl 2006/65 idF LGBl 2006/160.
Hier handelt es sich aber um ein ausschließliches FFH-Gebiet.
Sicherung der Lebensräume

Durch Art 3 und 4 werden die Mitgliedstaaten angehalten, die Lebensräume wegen ihres Wertes für die Umwelt zu erhalten, da Schutz, Pflege und Wiederherstellung einer ausreichenden Vielfalt und Flächengröße der Gebiete für die Erhaltung der Vogelarten essentiell ist. Aus diesen Gründen besteht die Pflicht aus Art 3 und 4 schon bevor eine Abnahme der Vogelzahl festgestellt ist und ehe die Gefahr eines Verschwindens einer geschützten Art besteht.

Art 3 legt allgemein den Lebensraumschutz für sämtliche der RL unterliegende Vogelarten fest. Dabei steht den Mitgliedstaaten ein weiter Entscheidungsspielraum zu. Dafür notwendige Maßnahmen sind gem Art 3 Abs 2 neben der Errichtung von Schutzgebieten auch die Pflege und ökologisch richtige Gestaltung der Lebensräume in und außerhalb von Schutzgebieten, die Wiederherstellung zerstörter Lebensstätten oder deren Neuschaffung.

Art 3 berücksichtigt die freizeitbedingten und wirtschaftlichen Erfordernisse des Art 2 für die Durchführung der allgemeinen Schutzmaßnahmen (zB Einrichtung von Schutzgebieten, Neuschaffung von Lebensstätten). Art 4, welcher für besondere Vogelschutzgebiete gilt, berücksichtigt diese Erfordernisse jedoch nicht. Demnach dürfen die in Art 4 aufgestellten ökologischen Belange und die in Art 2 aufgezählten Interessen nicht gegeneinander abgewogen werden. Dieser Unterschied ist von zentraler Bedeutung.
Das Prüfverfahren

	Rechtsgrundlage:
	Artenschutzverordnung, LGBl 2007/40


Es handelt sich hier um die Bewertung von Ausnahmemöglichkeiten auf Grund der im NSchG 1976 festgelegten Verboten durch die Landesregierung. 

Das Prüfungsverfahren selbst kann nach den vorgegebenen Prüfungsphasen erfolgen.
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1) die Existenz alternativer Lösungen lässt Ausnahmebestimmungen nicht zu (Vergleiche Art 6 Abs 4 FFH-RL). In die Entscheidung für die eine oder andere Ausführungsvariante dürfen als einer von mehreren Abwägungsmöglichkeiten auch Kostengesichtspunkte einfließen, weil das Interesse den finanziellen Aufwand für den Straßenbau gering zu halten, zu den öffentlichen Belangen gehört, denen in der Abwägung Rechnung zu tragen ist.

2) Als Zeitpunkt gilt der 1.1.1995.
3) Sonstige „öffentliche Interessen“ als solche wirtschaftlicher Art bilden keinen Ausnahmetatbestand.

Wie im Falle einer Umweltverträglichkeitsprüfung hat der/die Antragsteller/in der Behörde die für die Projektsprüfung erforderlichen Informationen bzw Einreichunterlagen vorzulegen. Das heißt, das Ergebnis der Prüfung soll nach den Vorgaben der Kommission (MN 2000) bereits mit dem eigentlichen Projekt vorgelegt werden. Es ist somit Bestandteil des Projekts.

Diese Informationen bzw fachlichen Unterlagen sind im Bedarfsfalle durch weitere Untersuchungen des Landes zu ergänzen, um sicherzustellen, dass die Prüfung so umfassend und objektiv wie notwendig durchgeführt werden kann.

Schon im Zuge der Projektierung sind Überlegungen über mögliche Alternativen und Maßnahmen der Schadensbegrenzung anzustellen, womit ein Vorhaben in der Anfangsphase bereits wesentlich verbessert werden kann.

Bei Maßnahmen zur Schadensbegrenzung handelt es sich um Maßnahmen zur Minimierung, wenn nicht gar Beseitigung negativer Auswirkungen eines Vorhabens während der Durchführung oder nach Abschluss des Projekts.

Derartige Schadensbegrenzungs- bzw Minimierungsmaßnahmen wären zB die Vorschreibung, wann ein Projekt in Angriff genommen werden dürfe (zB nicht während der Brutzeit einer bestimmten Art), welche zusätzlichen Vorkehrungen zu treffen sind (zB Errichtung einer Lärmschutzwand). Ausweisung eines Gebietes mit Betretungsverbot (zB für Winterquartiere einer Tierart). 

Bei Schadensbegrenzungs- bzw Minimierungsmaßnahmen ist Folgendes zu beachten:

· genaue Zuordnung der Maßnahme zu einer bestimmten negativen Auswirkung;
· Darstellung, inwieweit eine Maßnahme negative Auswirkungen beseitigt oder minimiert;
· genauer Durchführungsplan, in welchem Zeitraum und von wem die Maßnahme geplant und umzusetzen ist;
· Nachweis, wie die Überwachung der Maßnahmen erfolgt und welche Gegenmaßnahmen im Falle des Misslingens ergriffen werden können.

Es sollte bereits im Rahmen der Planungsprüfung erwogen werden, ob nicht durch eine Modifikation des Vorhabens mittels alternativer Lösungen eine Beeinträchtigung der relevanten Schutzgüter reduziert oder ausgeschlossen werden kann (zB Verschwenkung der Abbaurichtung eines Steinbruches, die Errichtung einer Lärmschutzwand usw oder die zeitliche Befristung einer Maßnahme).

Die Bewertung der Auswirkungen hat objektiv und transparent zu erfolgen. Demnach ist die Bewertungsmethodik zu beschreiben, in der die verwendeten Normen aufgelistet sowie die angewandten Erheblichkeitskriterien, Bewertungskategorien etc dargestellt werden. In der Folge ist explizit zu begründen, warum Auswirkungen trotz etwaiger Schadensbegrenzungs- und Alternativmaßnahmen als erheblich bewertet werden. Diese Begründung wäre in einer Projektsbeurteilung zusammenzufassen.

Ergibt die Prüfung, dass mit hohem Maß an Sicherheit die fragliche Maßnahme bzw das Vorhaben mit den Erhaltungszielen vereinbar ist, kann die Behörde feststellen, dass Verbotstatbestände nicht berührt werden. Damit kann das Vorhaben umgesetzt werden.

Untersuchung von Alternativen

Die Prüfung von alternativen Lösungen, die die relevanten Schutzgüter weniger beeinträchtigen, sollte, soweit es sich dabei um die Modifikation/Optimierung des zur Prüfung eingereichten Vorhabens handelt, bereits während der Projektsplanung im Auftrag des/der Konsenswerbers/in durchgeführt werden. Ziel dieser Prüfung ist, das eingereichte Projekt selbst aus ökologischer Sicht so weit zu modifizieren, dass es schlussendlich doch realisiert werden kann. Derartige Alternativlösungen sind (primär) vom/von der Antragsteller/in vorzulegen.

Bei der Alternativenprüfung ähnlich der Naturverträglichkeitsprüfung geht es um die Frage, ob derselbe Zweck/dasselbe Ziel durch ein anderes bzw neues Projekt, das die Schutzgüter nicht (erheblich) beeinträchtigt, erreicht werden kann, weil das ursprünglich eingereichte Projekt laut durchgeführter Prüfung wahrscheinlich oder sicher Verbotstatbestände nicht unberührt lässt.

Derartige alternative Lösungen können zB sein:

· neue Standorte bzw Trassen

· andere Größenordnung bzw anderer Umfang (zB zwei statt vier Fahrbahnen)

· andere Möglichkeiten der Zielerfüllung (zB Nachfragesteuerung)

· andere Bau- oder Verarbeitungs- bzw Betriebsmethoden

· „Null-Option“

Als Alternativen kommen nicht alle theoretisch denkbaren, sondern grundsätzlich nur zumutbare Alternativen in Frage. Ob eine Alternative zumutbar ist oder nicht, kann allerdings nicht primär nach wirtschaftlichen Kriterien beurteilt werden, sondern es sind die Erhaltungsziele und der Erhaltungszustand der betreffenden Schutzgüter gewichtiger als Kostenüberlegungen, Bauverzögerungen etc. Demnach sollte der Mehraufwand für die Alternativen im Verhältnis  zur besonderen Bedeutung des Schutzgutes gesehen werden. Weiters sollten besonders gefährdete oder seltene Lebensräume und Arten entsprechend aufwändigere und kostenintensivere Alternativen rechtfertigen.

Die Suche und Prüfung von Alternativlösungen in diesem Stadium hat grundsätzlich auf Kosten des/der Konsenswerbers/in im Auftrag der Behörde (im Gegensatz zu Alternativlösungen die sich während der Prüfung ergeben) zu erfolgen, sofern nicht bereits der Antrag um Genehmigung auf die Prüfung verschiedener Varianten gerichtet ist. Die Behörde benötigt stets die Mitarbeit des/der Antragstellers/in, der/die wichtige Informationen liefern muss, wie insbesondere Zweck und Ziel des Vorhabens. Nur so kann nämlich beurteilt werden, ob dieser Zweck/dieses Ziel tatsächlich auch durch Alternativlösungen erreicht werden kann oder nicht.

Nach Durchführung der Alternativenprüfung soll das Ergebnis in einem eigenen Prüfbericht festgehalten werden. Gibt es eine zumutbare Alternative, wäre das eingereichte Vorhaben, das Verbotstatbestände berührt, abzulehnen und auf Antrag die Alternative einer weiteren Prüfung zu unterziehen.

Interessensabwägung

Falls es zum eingereichten Vorhaben keine Alternativen gibt, hat die Behörde als nächsten Schritt zu prüfen, ob zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses (einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art) vorliegen, welche die Verwirklichung des betreffenden Vorhabens erfordern. Derartige Gründe wären laut Entscheidung des EuGH zu anderen Bereichen des Gemeinschaftsrechtes Gründe, die auf die Grundwerte des Lebens der Bürger abzielen wie die öffentliche Gesundheitsvorsorge oder öffentliche Sicherheit (militärische Sicherheit) sowie der Umweltschutz, aber auch legitime Ziele der Wirtschafts- und Sozialpolitik, insbesondere Verkehrs-, Energieversorgungs- und Telekommunikationsdienste.

Keine Gründe des öffentlichen Interesses sind demnach jene, die ganz und gar im Interesse von Einzelpersonen und Unternehmen liegen.

Die öffentlichen Interessen am Vorhaben müssen auch „zwingend“ sein, also die durch die VS-RL geschützten Interessen überwiegen. Dies wäre insbesondere dann gegeben, wenn diese Interessen langfristig sind. Kurzfristige Vorteile können idR die in der Richtlinie geschützten langfristigen Erhaltungsinteressen nicht überwiegen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 17.3.1997, 92/10/0398, unter Zitierung einer umfangreichen Vorjudikatur festgestellt, dass dies grundsätzlich nur eine Werteentscheidung der Naturschutzbehörde sein kann, da die konkurrierenden Interessen Naturschutz einerseits und andere öffentliche Interessen wie Volks- oder Regionalwirtschaft, öffentliche Sicherheit, leistungsfähige Verkehrsverbindungen etc andererseits nicht berechen- bzw bewertbar und damit auch nicht miteinander vergleichbar und gegenseitig abwägbar sind. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt jedoch, dass alle Argumente, die für die im jeweiligen Gegenstand relevanten Interessen sprechen, umfassend und genau von einer dafür kompetenten Person oder Organisation (zB ausgebildeter Volkswirtschaftler, der einschlägig in dieser Sparte tätig ist) in Form eines entsprechend begründeten Gutachtens erfasst werden. Die Interessensabwägung selbst wird vom Verwaltungsgerichtshof nur insoweit geprüft, als sie nicht völlig konträr zu den Ergebnissen der vorliegenden Gutachten vorgenommen wurde.

Die Gesundheit des Menschen und die öffentliche Sicherheit gehören zu den wichtigsten zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses. Wie auch der Begriff „zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses“ selbst werden diese Kategorien nicht ausdrücklich definiert. 

Laut Gemeinschaftsrecht sind also die Gründe „Gesundheit des Menschen“ und „öffentliche Sicherheit“ Gründe, mit denen die Ausnahme einzelstaatlicher Maßnahmen gerechtfertigt werden kann. Außerdem ist der Gesundheitsschutz des Menschen eines der Grundziele der Umweltpolitik der Gemeinschaft.
Im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips ist es den zuständigen einzelstaatlichen Behörden überlassen zu überprüfen, ob eine solche Situation eintritt. Selbstverständlich mag wohl jede derartige Situation von der Kommission im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kontrolle der richtigen Anwendung des Gemeinschaftsrechts untersucht werden (dazu später im Kapitel „Vertragsverletzungsverfahren“).

Was den Begriff der „öffentlichen Sicherheit“ anbelangt, ist es zweckmäßig, auf das Urteil des Gerichtshofs vom 28.2.1991, C-57/89, Kommission/Deutschland („Deichanlage in der Leybucht“), zu verweisen. Die Gerichtsentscheidung ist deshalb von Belang, weil Gründe des Gemeinwohls behandelt werden, die Vorrang vor den verfolgten Umweltbelangen haben. 

Die Behörden können die Verwirklichung eines Plans bzw Projekts nur dann genehmigen, wenn das Vorliegen der genannten Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses nachgewiesen werden kann. 

Es ist angemessen, davon auszugehen, dass sich die „zwingenden Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art“ auf solche Situationen beziehen, in denen sich in Aussicht genommene Pläne bzw Projekte als unerlässlich erweisen: 

· im Rahmen von Handlungen bzw Politiken, die auf den Schutz von Grundwerten für das Leben der Bürger (Gesundheit, Sicherheit, Umwelt) abzielen, 

· im Rahmen grundlegender Politiken für Staat und Gesellschaft.
Ausgleichsmaßnahmen

Ist trotz negativem Ergebnis der Prüfung aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses ein Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine Alternativlösung nicht vorhanden, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz geschützt ist. Ausgleichsmaßnahmen schaffen demnach den „letzen Ausweg“, die nur dann zur Anwendung kommen, wenn Alternativen nicht greifen und das Vorhaben dennoch verwirklicht werden soll. Diese Ausgleichsmaßnahmen müssen sicherstellen, dass der Beitrag zum günstigen Erhaltungszustand von Lebensräumen und Arten innerhalb der betroffenen biogeographischen Region gewahrt bleibt.

Daraus ergibt sich, dass zB

· das Gebiet nicht irreversibel beeinträchtigt werden darf, bevor der Ausgleich tatsächlich erfolgte. ZB darf ein Feuchtgebiet nicht trockengelegt werden, bevor ein neues Feuchtgebiet mit gleichwertiger biologischer Qualität vorhanden ist. Ein Nest sollte nicht beseitigt werden, ohne dass für wieder eintreffende Vögel Ersatznester angeboten werden.

Werden Ausgleichsmaßnamen ergriffen, müssen die langfristigen Erhaltungsziele der betreffenden Schutzgüter rechtsverbindlich abgesichert werden. Dazu bedarf es gesicherter Bodenbesitzverhältnisse, Managementpläne mit klar umrissenen, kurz-, mittel- und langfristig realisierbaren Zielen und langfristigen Überwachungsmechanismen.

Das Steiermärkische Naturschutzgesetz

	Rechtsgrundlage:
	Steiermärkisches Naturschutzgesetz 1976, LGBl 65/1976, zuletzt in der Fassung LGBl 85/2011


Nach der Peterbroeck
-Rechtsprechung ist anzunehmen, dass Gerichte eine umfassende Verpflichtung zur amtswegigen Wahrnehmung des Unionsrechts trifft, wenn sie die erste und letzte vorlageberechtigte Instanz iS des Art 267 AEUV darstellt.
 Die unionsrechtlichen Vorgaben an das Verwaltungsverfahren kommen grundsätzlich nur im Anwendungsbereich des Unionsrechts zu tragen. Dies trifft zu, wenn es um den Vollzug von unmittelbar anwendbarem Gemeinschaftsrecht oder von Vorschriften, die in Umsetzung einer RL erlassen worden sind, geht bzw wenn das Verfahren grenzüberschreitenden Bezug aufweist.
 So greifen nach Art 291 Abs 1 AEUV die Mitgliedstaaten alle zur Durchführung der verbindlichen Rechtsakte der Union erforderlichen Maßnahmen nach innerstaatlichem Recht, wenn ein großer Teil des Unionsrechts dem öffentlichen Recht zuzuordnen ist, gilt das nationale Verwaltungsverfahren für die Durchsetzung von unionsrechtlich gewährleisteten Rechten eine bedeutende Rolle.
 Diese Vorgaben wurden im Land Steiermark durch spezielle Bestimmungen im Steiermärkischen Naturschutzgesetz umgesetzt. Bei der Bearbeitung dieses Themas geht es im Besonderen um den „Vogelschutz“.

§ 13 lit e lautet:

„§ 13e 

Schutz der Vögel

(1) Die unter die Vogelschutz Richtlinie fallenden Vogelarten, mit Ausnahme der im Anhang II/1 und II/2 als jagdbar genannten, sind nach Anhörung der steirischen Landesjägerschaft durch Verordnung der Landesregierung zu schützen.

(2) Für diese geschützten Vogelarten gelten folgende Verbote:


1.
das absichtliche Töten oder Fangen, ungeachtet der angewandten Methode,


2.
die absichtliche Zerstörung oder Beschädigung von Nestern und Eiern und die Entfernung von Nestern,


3.
das Sammeln der Eier in der Natur und der Besitz dieser Eier auch in leerem Zustand,


4.
das absichtliche Stören, insbesondere während der Brut- und Aufzuchtzeit, sofern sich diese Störung auf den Schutz der Vogelarten erheblich auswirkt,


5.
das Halten von Vögeln aller Art, die nicht bejagt oder gefangen werden dürfen,


6.
der Verkauf von lebenden und toten Vögeln und von deren ohne weiteres erkennbaren Teilen oder aus diesen Tieren gewonnenen Erzeugnissen sowie deren Beförderung und Halten für den Verkauf und das Anbieten zum Verkauf.

(3) Die Tätigkeiten nach Abs. 2 Z. 6 sind für die in Anhang III Teil 1 der Vogelschutz Richtlinie genannten Arten nicht zu untersagen, sofern die Vögel rechtmäßig getötet oder gefangen oder sonst rechtmäßig erworben worden sind.

(4) Die Landesregierung kann Tätigkeiten nach Abs. 2 Z. 6 bei den im Anhang III Teil 2 der Vogelschutz Richtlinie aufgeführten und nicht dem Jagdrecht unterliegenden Vogelarten mit Beschränkungen genehmigen, sofern die Vögel rechtmäßig getötet oder gefangen oder sonst rechtmäßig erworben worden sind. Die Genehmigung ist erst nach Konsultation der Kommission der Europäischen Union zu erteilen. Die Landesregierung hat in regelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung noch vorliegen. 

(5) Die Landesregierung kann, sofern es keine andere Möglichkeit gibt, Ausnahmen von den Verboten gemäß Abs. 2 bewilligen:


1.
im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit,


2.
im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt,


3.
zur Abwendung erheblicher Schäden an Kulturen, Viehbeständen, Wäldern, Fischereigebieten und Gewässern,


4.
zum Schutz der Pflanzen und Tierwelt,


5.
zu Forschungs- und Unterrichtszwecken, zur Aufstockung der Bestände, zur Wiederansiedlung und zur Aufzucht im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen, um unter streng überwachten Bedingungen den Fang, die Haltung oder jede andere vernünftige Nutzung bestimmter Vogelarten in geringen Mengen zu ermöglichen.

(6) Der Bescheid, mit dem Ausnahmen gemäß Abs. 5 bewilligt werden, hat zu enthalten:


1.
die Vogelarten, für die die Ausnahmen gelten,


2.
die zugelassenen Fang oder Tötungsmittel, Einrichtungen und Methoden,


3.
die Art der Risiken und die zeitlichen und örtlichen Umstände, unter denen diese Ausnahmen erteilt werden können und


4.
die Kontrollen, die vorzunehmen sind.

Die Bewilligung von Ausnahmen ist erforderlichenfalls unter Vorschreibung von Auflagen oder Bedingungen zu erteilen.

(7) Sofern die Entnahme, der Fang oder das Töten von Vögeln zulässig ist, ist die Verwendung der im Anhang IV lit. a der Vogelschutz Richtlinie genannten Mittel, Einrichtungen und Methoden sowie jegliche Verfolgung aus den im Anhang IV lit. b genannten Beförderungsmitteln heraus verboten.

(8) Die Ansiedlung wild lebender Vogelarten, die im europäischen Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten nicht heimisch sind, ist nur zulässig, wenn sich diese nicht nachteilig auf die örtliche Tier- und Pflanzenwelt auswirkt. Vor Erteilung der Bewilligung ist die Kommission der Europäischen Union zu konsultieren.“

Das Gemeinderecht – eine Alternative
	Rechtsgrundlage:
	§ 41 des Steiermärkischen Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 1967/115, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 2010/81 lautet:


§ 41

Selbständiges Verordnungsrecht

(1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Gemeinde das Recht, ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender Missstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes verstoßen. 
(2) Das Recht der Gemeinde zur Erlassung selbständiger Verordnungen zur Ausschreibung der Gemeindeabgaben regelt sich nach der Finanzverfassung auf Grund bundes- oder landesgesetzlicher Ermächtigung.

Damit hätte die Gemeinde die Möglichkeit, Vögel, die im Gemeindegebiet überwintern, durch die Aussprache eines Fütterungsverbotes zum Weiterflug zu veranlassen. Eine derartige Verordnung könnte folgenden Inhalt haben:

 
Verordnung des Gemeinderates der Stadt-Gemeinde °°°°° vom ……, mit der die ortspolizeiliche Sicherheitsverordnung 20.... erlassen wird.

Auf Grund des § 41 der Steiermärkischen Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115/1967, zuletzt idF LGBl. Nr. 81/2010, wird verordnet:

§ 1

Schutzzweck

Diese Verordnung regelt den Umgang mit nicht auf dem Vogelzug befindlichen Störchen (Ciconiidae) zum Schutz der Bevölkerung der Stadt Zeltweg vor Flugunfällen. 

§ 2

Verbote, Gebote

(1) Das Füttern der im Ortsgebiet ......... verweilenden Störche (Ciconiidae) ist verboten. Das Verbot umfasst auch das Ausstreuen (Auslegen) von Futter und Nahrungsmitteln, die erfahrungsgemäß von Störchen (Ciconiidae) aufgenommen werden.

(2) Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentümer, sowie Nutzungsberechtigte sind angehalten, das Aufsitzen und Nisten der Tiere zu verunmöglichen.

§ 3

Überwachung

Mit der Überwachung wird die Ortseinsatzstelle der Berg- und Naturwacht betraut.

§ 4

Betretungsrecht

Den mit der Überwachung dieser Verordnung betrauten Personen ist zur Erreichung des Schutzzwecks der Zutritt zu den Liegenschaften sowie zu den betroffenen Baulichkeiten zu gestatten.

§ 5

Strafbestimmung

Die Nichtbefolgung des § 2 Abs. 1 dieser Verordnung bildet eine Verwaltungsübertretung und wird mit einer Geldstrafe bis zu 500 Euro bestraft.

§ 6

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der .......... 20.., in Kraft.

Die Moral

Entscheidungen sind immer auch eine Frage der Moral. Folgen wir Aristoteles, der unter Moral eine Richtschnur versteht, die die Menschen anleiten soll, das Endziel ihres Strebens, die Glückseligkeit
 zu erreichen, so bleibt offen, wem das Glück zufällt. Beinahe alle Menschen sind sich einig, dass man unter „gewöhnlichen“ Umständen, andere nicht töten oder verletzen darf, dass man nicht lügen, betrügen und gegebene Versprechen halten soll. Uneinigkeit herrscht sicher bei Themen wie Migration, Genderbewegung, Abtreibung oder beim Verständnis gewisser Entscheidungen von Behörden, die emotionale Empfindungen auslösen können.
Richtig ist, dass Moral eine RL für das Handeln der Menschen, für die menschliche Praxis geben will. Diese RL, also praktische RL, bestimmen was richtig und falsch sei, und geben an, was wir tun und lassen sollten. Jede Moral ist eine Summe „praktischer Richtlinien“, die darauf abzielen, unser Handeln zu leiten, und die zugleich als Maßstab für die Bewertung menschlichen Handelns dienen. Sie zeigen sich als moralische Werturteile, wodurch bestimmt wird, ob ein bestimmtes Verhalten als richtig oder falsch beurteilt wird oder als moralische Regeln, die besagen, dass bestimmte Handlungsweisen geboten, verboten oder zulässig seien. 
So bereits Jesus nach der überlieferten Bergpredigt: „Tut den Menschen das, von dem ihr wünscht, dass es euch geschehe,“
 so wolle das Verhalten nach dem Ringen um eine umsetzbare Entscheidung und das Bemühen um eine gerechte Lösung gewürdigt werden. Andererseits gehört hierzu auch die Forderung nach Gerechtigkeit mit den geforderten Rechten und Pflichten, wie etwa die Pflicht zur Fairness.
Die Entscheidung 

Auf Grund des geschilderten Sachverhaltes, der Europäischen Richtlinien, des Steiermärkischen Naturschutzgesetzes und der Artenschutzverordnung sowie unter Bedachtnahme auf die moralischen und ethischen Grundsätze wird die Naturschutzbehörde des Landes zunächst festzustellen haben, ob der Erhaltungszustand der Störche in der Steiermark als günstig zu betrachten ist. In der weiteren Beurteilung kommt es darauf an, welche Ausnahmen im Interesse der öffentlichen Sicherheit bzw der Sicherheit der Luftfahrt geboten erscheinen. Nimmt man zunächst die Existenz von Hansi und Lisa zur Kenntnis, wird es darum gehen, die Rückkehr der Störche nach Zeltweg und den Umlandgemeinden zu vermeiden. Dies kann zum einen dadurch geschehen, dass ein Mahdmanagement angewandt wird. In diesem Fall wird es darum gehen, dass weit außerhalb des Flughafengeländes entsprechende frischgemähte Wiesen als Nahrungsangebot zur Verfügung gestellt werden, um das Verhalten der Störche zu steuern. Als tauglichere Methode wären Handlungen anzusehen, die von vornherein die Region als Lebensraum unattraktiv gestalten. Dies wäre dadurch möglich, den Störchen einen „natürlichen Feind“ entgegen zu setzen. Als eine dieser Möglichkeiten kann der Einsatz der Falknerei angesehen werden. Hiezu hat sich die EK im Leitfaden vom Februar 2008 zu den Jagdbestimmungen der RL 79/409 EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten auf S 65 ff wie folgt geäußert:

„Die Falknerei ist ein Beispiel für Bedingungen, die einen Verstoß gegen Art 5 (Verbot und Tötung oder Einfangen wild lebender Vögel) und Art 7 (bejagbare Arten) bedeuten, die jedoch nach Ansicht der Kommission dennoch eine „vernünftige Nutzung“ darstellen. Auch wenn die Falknerei ausdrücklich in Art 7 Abs 4 der RL erwähnt wird, ist die Praxis für die betreffenden Mitgliedstaaten auf in Anhang II Teil 1 und Anhang II Teil 2 der RL aufgeführte bejagbare Arten beschränkt. Im Vereinigten Königreich stellt die Feldlerche Alauda arvensis eines der wichtigsten Beutetiere für den Merlin Falco columbarius dar. Die Falknerei verwendet in der Praxis den Merlin, jedoch gehört die Feldlerche nicht zu den in Anhang II Teil 2 für diesen Mitgliedstaat aufgeführten Arten. Aus diesem Grund genehmigt das Vereinigte Königreich als Ausnahme die Jagd auf geringe Mengen Feldlerchen durch den Merlin. Nach Ansicht der Kommission stellt dies eine „vernünftige Nutzung“ nach Art 9 Abs 1 Buchstabe c dar, da der Merlin eine natürliche Neigung hat, Feldlerchen zu jagen. Es ist darauf hinzuweisen, dass dies nicht der einzige Fall ist, bei dem die Jagd Gegenstand einer Ausnahme gemäß Artikel 9 Abs 1 Buchstabe c sein kann.“

So stellt auch der Storch nicht zu den in Anhang II Teil 2 angeführten Arten. Beim Storch handelt es sich um eine Art des Anhanges I. Aber in Anlehnung an die Aussagen zum Vereinigten Königreich kann auch die „Jagd“ in geringen Mengen auf „Störche“ als „vernünftige Nutzung“ angesehen werden.

Keinesfalls ist jedoch gem. Art 7 Abs 4 VS-RL die „Jagd“ während der einzelnen Phasen der Brut- und Aufzuchtszeit oder bei Zugvögeln während ihres Rückzugs zu den Nistplätzen als Sofortmaßnahme zulässig. 

Eine Lösung wäre nach Art 9 dann in Betracht zu ziehen (Ausnahme von Art 5 und 7), wenn es keine andere zufriedenstellende Lösung gäbe.
Bei all den vorangegangenen Überlegungen geht es darum, zum einen die Störche zu schützen und zum anderen die öffentlichen Interessen bzw die Sicherheit der Luftfahrt zu gewährleisten. Dies ist sicher nur möglich, wenn die Region aufgrund der Bedeutung des Fliegerhorstes Hinterstoisser storchenfrei gemacht wird. Daher wird eine Erlaubnis für die Beseitigung des Storchenhorstes im unmittelbaren Anschluss an den Fliegerhorst als erste Maßnahme  zu genehmigen sein. Im zweiten Schritt erscheint auch der Einsatz der Falknerei als eine vertretbare Gangart, um bereits beim Einfliegen der Störche auf moderate Weise den Lebensraum für unattraktiv zu gestalten. Dieses Vorhaben kann dadurch verstärkt werden, wenn in einer größeren Entfernung zum Flugplatz durch das erwähnte Wiesenmanagement neue Habitate angeboten werden. Dieses Vorgehen macht nur Sinn, wenn das Verhalten beobachtet und ein entsprechendes Monitoring eingerichtet wird.

Erst wenn diese Maßnahmen nicht fruchten, wird man auch eine Bejagung mit Falken während der Brut- und Aufzuchtszeit zulassen müssen. Ein Etappenplan erscheint sicher sinnvoll und angemessen.

Sollte die Präsenz von Hansi und Lisa ursächlich für einen Zustrom von weiteren Störchen sein, wird man seitens der Behördenorgane sicher zu überlegen haben, ob nicht ein „schärferes“ Mittel zum Einsatz kommen wird müssen, um die Sicherheit, da es sich hier um das Recht auf Leben handelt, von Personen zu gewähren. 

Das Vertragsverletzungsverfahren nach Art 258 AEUV

Hat die EK Bedenken gegen eine nationale Entscheidung der Behörden, kann sie ein Vorverfahren zur Prüfung der Rechtsmäßigkeit der Erledigung einleiten und im begründeten Verdacht Klage beim EuGH erheben. 

I. Hintergrund 
Mit seinem Urteil gem Art 228 Abs 2 UAbs 3 EG vom 12.7.2005, C-304/02, Kommission/Frankreich, hat der EuGH erstmals die kumulative Zahlung eines Pauschalbetrags und eines Zwangsgeldes gegen einen Mitgliedstaat verhängt. Vor diesem Hintergrund hat die EK ihre bis dahin bestehende Praxis wegen der Nichtumsetzung eines Urteiles des Gerichtshofs in einem Vertragsverletzungsverfahren gem Art 226 EG und der damit einhergehenden Unterlassung der Herstellung eines gemeinschaftsrechtskonformen Zustandes gegen den betroffenen Mitgliedstaat erneut den Gerichtshof anzurufen verschärft, um die Nichtumsetzung des Urteils feststellen zu lassen und die Verhängung finanzieller Sanktionen zu beantragen. 

II. Rechtswirkungen eines Urteils gem Art 258 AEUV 

Gibt der Gerichtshof einem Klagebegehren der EK oder eines anderen Mitgliedstaates in einem Vertragsverletzungsverfahren gem Art 258 oder 259 AEUV statt, dann stellt er gem Art 260 AEUV erster Halbsatz fest, dass der im Verfahren unterlegene Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus dem Vertrag verstoßen hat. Dieses Urteil hat keine rechtsgestaltende Wirkung. Es ist nicht vollstreckbar. Dessen ungeachtet ist der betroffene Mitgliedstaat gem Art 260 AEUV zweiter Halbsatz verpflichtet, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergebenden Maßnahmen zu ergreifen. 

Welche Maßnahmen der betroffene Mitgliedstaat zu ergreifen hat, ergibt sich aus dem Tenor des Urteils. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes hat der betroffene Mitgliedstaat die sich aus Art 260 AEUV ergebenden Maßnahmen zur Herstellung eines gemeinschaftsrechtskonformen Zustandes unverzüglich, dh ohne unnötigen Aufschub, zu setzen.

Es wird darauf hingewiesen, dass sich der betroffene Mitgliedstaat auch bei der Umsetzung eines Urteils gem Art 260 AEUV nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht auf „Bestimmungen, Übungen oder Umstände seiner internen Rechtsordnung berufen [kann], um die Nichteinhaltung der aus dem Gemeinschaftsrecht folgenden Verpflichtungen zu rechtfertigen“. Dies schließt insbesondere den Einwand aus, die Umsetzung werde durch die föderale Struktur des betroffenen Mitgliedstaates erschwert. Ein Mitgliedstaat kann sich auch nicht auf die Grundsätze der Rechtssicherheit, des Vertrauensschutzes sowie – insbesondere für den Bereich des öffentlichen Auftragswesens – auf den Grundsatz „pacta sunt servanda“ berufen, um die Nichtdurchführung eines eine Vertragsverletzung nach Art 258 AEUV feststellenden Urteils zu rechtfertigen und sich dadurch seiner gemeinschaftsrechtlichen Verantwortung zu entziehen.

III. Sanktionsverfahren gem Art 260 AEUV
III.A. Einleitung und Gegenstand des Verfahrens, Verfahrensschritte, Beweislast, maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung des Vorliegens einer Vertragsverletzung 
Die EK richtet kurze Zeit – in der Regel innerhalb eines Monats – nach der Verkündung des Urteils routinemäßig ein informelles Auskunftsersuchen an den betroffenen Mitgliedstaat, in dem dieser ersucht wird, im Regelfall binnen zwei Monaten ab Urteilsverkündung die im Hinblick auf das Urteil ergriffenen Maßnahmen bekanntzugeben. Gleichzeitig wird für den Fall einer unbefriedigenden Antwort die Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens gem Art 260 AEUV – auch unter ausdrücklichem Hinweis der Beantragung finanzieller Sanktionen durch die EK – angedroht. Die EK geht somit davon aus, dass sich der betroffene Mitgliedstaat bereits vor der Verkündung des Urteils durch den Gerichtshof auf allfällig zu ergreifende Maßnahmen vorzubereiten hat. 

Im Falle einer unbefriedigenden Antwort richtet die Kommission ein Mahnschreiben an den Mitgliedstaat; damit ist das Vorverfahren eingeleitet. Der MS hat sich dazu binnen der von der Kommission gesetzten (in der Regel zweimonatigen) Frist zu äußern. 

Innerhalb der im Rahmen der mit Gründen versehenen Stellungnahme eingeräumten (üblicherweise zweimonatigen) Frist besteht für den MS eine neuerliche Antwortmöglichkeit. 

Wenn der betroffene MS die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen nicht innerhalb der von der Kommission zur Beantwortung der mit Gründen versehenen Stellungnahme festgelegten Frist ergriffen hat oder es nicht möglich war, die Streitigkeiten im Rahmen des Vorverfahrens beizulegen, kann die Kommission eine Klage gem Art 260 AEUV beim Gerichtshof erheben. 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung einer Vertragsverletzung im Sinne von Art 260 AEUV ist nach ständiger Rechtsprechung das Ende der Frist, die in der von der Kommission abgegeben mit Gründen versehenen Stellungnahme festgelegt worden ist.

Die Beweislast für das (Fort-)Bestehen einer Vertragsverletzung ist nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes eine geteilte: Während es Sache der Kommission ist, dem Gerichtshof die zur Bestimmung des Standes der Durchführung eines Urteils durch den betroffenen MS erforderlichen Angaben zu machen, muss dieser – wenn die Kommission hinreichende Anhaltspunkte für den Fortbestand der Vertragsverletzung geliefert hat – die Angaben der Kommission und deren Konsequenzen „substantiiert und ausführlich“ bestreiten.

III.B. Sanktionen – Pauschalbetrag und/oder Zwangsgeld 
Hat der betroffene MS die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen nicht innerhalb der von der Kommission zur Beantwortung der mit Gründen versehenen Stellungnahme festgelegten Frist ergriffen, kann die Kommission eine Klage gem Art 260 AEUV beim Gerichtshof erheben; dabei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrages oder Zwangsgeldes, die sie den Umständen nach für angemessen hält.
Leitlinien der Kommission 
Ausgehend davon, dass MS Verstöße gegen Gemeinschaftsrecht oft erst in der Endphase des Verfahrens gem Art 260 AEUV abstellen, ist die Kommission bestrebt, Sanktionen mit abschreckender Wirkung herbeizuführen. 
„Die Verhängung eines Zwangsgeldes, ohne die Zahlung eines Pauschalbetrages zu verlangen, könnte also als Hinnahme dessen angesehen werden, dass ein Mitgliedstaat ungehindert Verstöße fortsetzt, nachdem der Gerichtshof festgestellt hat, dass er gegen seine Pflichten verstoßen hat. Wenn ein Mitgliedstaat längere Zeit einem Urteil des Gerichtshofes nicht nachkommt, ist dies nach Auffassung der Kommission bereits ein schwerer Verstoß gegen das Legalitätsprinzip und die Rechtssicherheit in einer Rechtsgemeinschaft.“ 
Als Sanktionen kommen gem Art 260 AEUV die Verhängung eines Pauschalbetrages oder eines Zwangsgeldes in Betracht. Der Gerichtshof hat eine Kumulation dieser Sanktionsformen, also die Verurteilung zu Pauschalbetrag und Zwangsgeld, für zulässig erachtet. In der Folge hat die Kommission angekündigt, fortan stets dem Gerichtshof gem Art 260 AEUV folgende Sanktionen vorzuschlagen:

· Verhängung eines Pauschalbetrages zur Ahndung der Fortsetzung des Verstoßes für den Zeitraum nach dem ersten Urteil gem Art 258 AEUV, in dem der Verstoß festgestellt wurde, bis zum Urteil nach Art 260 AEUV 

und 

· Verhängung eines Zwangsgeldes für jeden weiteren Tag nach dem Urteil nach Art 260 AEUV, an dem der betroffene Mitgliedstaat dem Urteil gem Art 258 AEUV nicht nachkommt. 

Die Kommission bezweckt mit der Kumulation von Pauschalbetrag und Zwangsgeld eine Verbesserung der Umsetzungsdisziplin der MS:

„Die logische Konsequenz des neuen Ansatzes für Pauschalbeträge ist, dass die Kommission die Klage nicht mehr allein deshalb zurückzieht, weil ein Mitgliedstaat nach der Anrufung des Gerichtshofes und vor Ergehen des Urteils nach Artikel 260 AEUV den Verstoß abstellt.“ 

Für die innerstaatlichen Umsetzungserfordernisse bedeutet dies, dass die Verhängung von Sanktionszahlungen nicht mehr dadurch vermieden werden kann, dass die Umsetzung des Urteils nach Art 258 AEUV unmittelbar vor oder umgehend nach einer Verurteilung gem Art 260 AEUV erfolgt, da bereits für die Zeit der Nichtumsetzung zwischen dem Urteil nach Art 258 AEUV und jenem nach Art 260 AEUV ein Pauschalbetrag als Sanktion verhängt werden kann. 

Berechnungsmethode zur Festlegung der Sanktionen 
Pauschalbetrag 
Beim Pauschalbetrag handelt es sich um einen festen Mindestpauschalbetrag. Die Kommission behält sich aber vor, auf Grund besonderer Umstände einen höheren Pauschalbetrag als diesen zu beantragen. Der Mindestpauschalbetrag soll jede fortdauernde Missachtung eines Urteils mit einer „echten Sanktion“ ahnden und hat damit eine abschreckende Wirkung. 

Der feste Mindestpauschalbetrag beträgt für Österreich € 2.420.000,-.
Im Falle der Überschreitung des festen Mindestpauschalbetrags kommt folgende Berechnungsmethode zur Anwendung: 

· Multiplikation eines einheitlichen Grundbetrages (€ 200,- pro Tag) mit dem Schwerekoeffizienten, 

· Multiplikation dieses Ergebnisses mit einem festen Länderfaktor und der Anzahl der Tage, an denen der Verstoß andauert. 

Der Schwerekoeffizient berücksichtigt zum einen die Tatsache, dass dem Urteil gem Art 258 AEUV nicht nachgekommen wurde, sowie andererseits die Bedeutung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und die Folgen des Verstoßes sowohl für das Gemeinwohl als auch für die Interessen Einzelner (Spannbreite des Multiplikatorkoeffizienten: 1-20). 

Der Länderfaktor berücksichtigt die Zahlungsfähigkeit des betreffenden MS und seine Stimmenzahl im Rat (zB Österreich 4,84).

Zwangsgeld 
Das Zwangsgeld ist eine in Tagsätzen berechnete Summe, gerechnet ab dem Tag, an dem das Urteil gem Art 260 AEUV dem betreffenden Mitgliedstaat zugestellt wird, bis zur Beendigung des Verstoßes. Der Tagsatz wird wie folgt berechnet: 

· Multiplikation eines einheitlichen Grundbetrages (€ 600,- pro Tag) mit dem Schwerekoeffizienten und einem Dauerkoeffizienten, 

· Multiplikation dieses Ergebnisses mit einem festen Länderfaktor. 

Der Schwerekoeffizient berücksichtigt zum einen die Tatsache, dass dem Urteil gem Art 258 AEUV nicht nachgekommen wurde, sowie andererseits auch die Bedeutung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und die Folgen des Verstoßes sowohl für das Gemeinwohl als auch für die Interessen Einzelner (Spannbreite des Multiplikatorkoeffizienten 1-20). 

Der Dauerkoeffizient berücksichtigt die Dauer des Verstoßes, also den Zeitraum zwischen dem Urteil gem Art 258 AEUV und der Klageerhebung der Kommission im Verfahren gem Art 260 AEUV (Spannbreite des Multiplikatorkoeffizienten 1-3). 

Gemäß den Leitlinien der Kommission beträgt das Zwangsgeld für Österreich zwischen € 2.904,- und € 174.240,- pro Tag. 

III.C. Abschließende Einschätzung über die Höhe der möglichen Sanktionen 
Es ist davon auszugehen, dass die Kommission finanzielle Sanktionen verstärkt und in zunehmender Höhe beantragen wird, um die Umsetzungsdisziplin der Mitgliedstaaten bei der Befolgung von Urteilen des Gerichtshofes zu verbessern. 

IV. Schlussbemerkungen 
Im Hinblick auf eine allfällige künftige Verurteilung der Republik Österreich gem Art 260 AEUV zur Bezahlung eines Pauschalbetrags und/oder Zwangsgeldes und die damit einhergehende Kostentragung durch die betroffenen Gebietskörperschaften ist auf § 3 des Finanzausgleichsgesetzes 2008 in Verbindung mit Art 12 der Bund-Länder-Vereinbarung gem Art 15a B-VG zu verweisen, wonach die jeweils betroffenen Länder bzw Gemeinden zur Tragung jener Kosten verpflichtet sind, die der Republik Österreich in Zusammenhang mit Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften wegen eines EU-rechtswidrigen Verhaltens der Länder bzw Gemeinden erwachsen. 

Durch den Vertrag von Lissabon wurde das vorprozessuale Verfahren bis zur Klageerhebung durch die Kommission verkürzt. Die Kommission muss dem Mitgliedstaat nur eine Gelegenheit zur Äußerung geben und ist nicht mehr zur Abgabe einer mit Gründen versehenen Stellungnahme verpflichtet (Art 260 Abs 2 AEUV). Zum anderen kann die Kommission im Falle der Nichtumsetzung einer Richtlinie durch einen MS bereits bei der Erhebung der Klage gem Art 258 AEUV die Verhängung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgeldes gegen den säumigen MS beantragen (Art 260 Abs 3 UAbs 1 AEUV).
Epilog

Verantwortungen sind nicht teilbar. Der Gesetzgeber hat die Grundlagen für die Vollziehung bereitgestellt. Es ist nunmehr Aufgabe der Vollziehung die rechtmäßigen Zustände herzustellen. Vollziehung ist Verwaltung, die weisungsgebunden ist. Wenn heute von „Verwaltungsreform“ gesprochen wird, ist jedermann/jedefrau dafür, weil sich jeder/jede darunter etwas anderes vorstellt.

Karl Kraus hat schon befürchtet, dass in Österreich „kein Gesetz, außer dem der Trägheit beachtet werde.“ Ich vermeine nicht, dass unsere Zukunft sich verhält wie: „mit dem Gedächtnis sei es wie mit der Kultur, beide würden vergehen, aber es bleibt etwas zurück.“

Ich glaube an die „positive“ Veränderung durch den Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft. Unsere staatlichen Vorschriften mussten bereits an die europäischen Zielvorgaben angepasst werden. Sie unterliegen heute der Kontrolle der EK. Skandale wie „Korruptionsverdacht“ gilt es einer gerechten Aufklärung und Beurteilung zuzuführen. Wir dürfen auf „Gerechtigkeit“ weiterhin hoffen. Ich gehe davon aus, dass die beste Umweltpolitik darin besteht, Umweltbelastungen zu vermeiden, statt sie nachträglich zu bekämpfen.

Martin Luther wusste, dass die Stimme des Volkes entscheidend wäre. So hört man, dass die Störche und alle „behindernden“ Vögel getötet werden müssten. Schlussendlich landen wir bei der Frage: „Genießen Tiere einen höheren Schutz als Menschen?“

Ich komme somit zum Schluss und stelle fest: es gibt eine Lösung, wenn die Exekutivorgane (einschließlich der Regierungs- und Gemeindevertreter) die erforderlichen Entscheidungen für ein gedeihliches Zusammenleben treffen und die vorliegenden geltenden Normen mit Inhalt füllen.

Wir haben als Teil der Gesellschaft „das Recht auf Leben!“
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